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Gesetzesantrag
des Landes Schleswig-Holstein 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Mindestlohngesetzes 

A. Problem und Ziel 

Das Mindestlohngesetz (MiLoG) schreibt für bestimmte Gruppen von 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie Branchen die Dokumentation der 

Arbeitszeit vor. Dies betrifft zum einen branchenübergreifend die Arbeitszeit von 

geringfügig Beschäftigten (außer in Privathaushalten). Zum anderen müssen 

Arbeitgeber in den in § 2 a des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 

(SchwarzArbG) aufgeführten Wirtschaftsbereichen die Arbeitszeit ihrer 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aufzeichnen. Gleiches gilt für Entleiher in 

Bezug auf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ihnen zur Arbeitsleistung in 

den in § 2 a SchwarzArbG genannten Wirtschaftsbereichen überlassen werden. 

Die Dokumentationspflicht stellt insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen 

einen Mehraufwand dar. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) ist ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die Dokumentations-

pflichten für bestimmte Gruppen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern oder 

Wirtschaftsbereiche und Wirtschaftszweige einzuschränken oder zu erweitern. 

Von dieser Verordnungsermächtigung hat das BMAS durch die Mindest-

lohndokumentationspflichtenverordnung vom 29. Juli 2015 Gebrauch gemacht. 

Bisher sind jedoch lediglich enge Familienangehörige des Arbeitgebers 

(Ehegatten, eingetragene Lebenspartner, Eltern, Kinder) sowie Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer, deren verstetigtes monatliches Gehalt mehr als 2.958 Euro 

(brutto) beträgt, von der Dokumentationspflicht ausgenommen. Zudem gilt die 

Dokumentationspflicht nicht für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die in den 

letzten zwölf Monaten nachweislich mehr als 2.000 Euro (brutto) pro Monat 

verdient haben. Eine Unterscheidung nach Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigten 

findet bei diesen Schwellenwerten nicht statt. Dabei haben Teilzeitbeschäftigte 
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aufgrund ihrer stundenreduzierten Arbeitszeit ein niedrigeres Monatseinkommen. 

Die Festlegung einer Entgeltgrenze auf Basis eines verstetigten 

Monatseinkommens führt damit bei Teilzeitbeschäftigten in der Regel zu keiner 

Verringerung des Bürokratieaufwands. 

Um den Bürokratieaufwand zu reduzieren, sollen mit dem Gesetzentwurf die 

Dokumentationspflichten nach dem MiLoG handhabbarer und praxisnäher 

gestaltet werden. 

B. Lösung 

Die Verordnungsermächtigung des § 17 Absatz 3 MiLoG wird um eine 

Verpflichtung zur Abgrenzung von Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigten ergänzt. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Das Gesetz hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht durch die Regelung kein zusätzlicher 

Erfüllungsaufwand. Vielmehr reduziert sich der Bürokratieaufwand bei der 

Dokumentation der Arbeitszeit. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

F. Weitere Kosten 

Keine. 
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Gesetzesantrag
des Landes Schleswig-Holstein 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Mindestlohngesetzes 

Schleswig-Holstein                       Kiel, 10. Oktober 2017 
Der Ministerpräsident 

An die 
Präsidentin des Bundesrates 
Frau Ministerpräsidentin 
Malu Dreyer 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

die Landesregierung Schleswig-Holstein hat beschlossen, dem Bundesrat den als 

Anlage beigefügten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Mindestlohngesetzes  

zuzuleiten. 

Ich bitte Sie, die Vorlage gemäß § 36 Absatz 2 der Geschäftsordnung des 

Bundesrates auf die Tagesordnung der 961. Sitzung am 3. November 2017 zu 

setzen und anschließend den Ausschüssen zur Beratung zuzuweisen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Daniel Günther 
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